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1. Einleitung

1.1. Grundlagen

Mit Beschluss vom 1. September 1993 ermächtigte der Bundesrat das Eidgenössische
Departement des Innern, ein Vernehmlassungsverfahren über den Entwurf zu einer
Ergänzung der Bundesverfassung (neue Gesetzgebungskompetenz zur Regelung der
Ein- und Ausfuhr und dem internationalen Verkehr mit Kulturgütern) sowie die
Ratifikation der UNESCO-Konvention 1970 durchzuführen.

1.2. Eingeladene

Mit Rundschreiben vom 8. September 1993 wurde das Vernehmlassungsverfahren
mit der Einladung an sämtliche Kantone, 16 politische Parteien, 16 Wirtschafts-
organisationen, 3 interkommunale bzw. interkantonale Organisationen, 30 kulturelle
Organisationen, 15 Organisationen für Entwicklungszusammenarbeit, 4 kirchliche
Organisationen und 14 Vertreter weiterer interessierter Kreise eröffnet.1

1.3. Vernehmlassende

Von den zur Vernehmlassung Eingeladenen haben 66 eine Stellungnahme einge-
reicht. Mehrere Organisationen haben mitgeteilt, das sie keine Stellungnahmen ein-
reichen, was teilweise damit begründet wurde, die Thematik stehe nicht im Zentrum
ihres Interesses und sie besässen auf dem zur Diskussion stehenden Gebiet nicht
genügend Fachkenntnis. 32 Organisationen oder Einzelstellungnehmende haben von
sich aus geantwortet.

1 Das Verzeichnis der zur Vernehmlassung Eingeladenen liegt bei.



5

An der Vernehmlassung haben 98 Vernehmlassende teilgenommen2:

Gruppe/Art Anzahl/Details

1. Kantone 24 alle Kantone ausser TI3 und VS4

2. Politische Parteien 6 FDP, CVP, SPS, SVP, LPS, LDU
3. Wirtschaftsorganisationen 3 SGV, SGB, SHIV5

4. Organisationen des
Kunsthandels

5
2

Eingeladene (vgl. Anhang)
von sich aus Antwortende6

5. Interkommunale und inter-
kantonale Organisationen

3 EDK, SSV, CHGV

6. Kulturelle Organisationen 18
13

Eingeladene (vgl. Anhang)
von sich aus Antwortende7

7. Organisationen der Ent-
wicklungszusammenarbeit

4 AG3, EVB, INCIN, SKM

8. Kirchliche Organisationen 1 SBK
9. Frauenorganisationen 2 ADF, BSF
10. Verschiedene von sich aus

Antwortende 1
1
12
3

Kunsthaus Zürich
ETH-Bibliothek
Kunsthandelnde
Einzelstellungnahmen

Die eingereichten Stellungnahmen umfassen zusammen rund 600 Seiten. Der
Umfang der einzelnen Stellungnahmen reicht von einer bis zu 30 Seiten.

2. Konzept der Auswertung

Die Vernehmlassung zu Handel und Verkehr mit Kulturgütern bildet eine Vorlage
mit mehreren Fragen von grosser Tragweite für die künftige Politik auf dem Gebiet
des Kulturgütertransfers der Schweiz. Entsprechend umfangreich ist die Gesamtheit
der eingegangenen Vernehmlassungen, welche überdies breit gefächerte und oft de-
taillierte Stellungnahmen enthalten.

2 Die detaillierte Liste der Teilnehmenden am Vernehmlassungsverfahren samt Abkürzungen
findet sich im Anhang.

3 Keine Stellungnahme eingereicht.
4 Verzicht auf Stellungnahme.
5 Der Stellungnahme des SHIV lagen als Beilage drei an ihn adressierte Stellungnahmen bei, auf

welche er sich bezieht und stützt: Zürcherische Handelskammer, Chambre de Commerce et
d'Industrie de Genève sowie Antikenmuseum Basel und Sammlung Ludwig (letztere auch als
Beilage beim VSAK).

6 Der VSAR und der AUKTV haben spontan geantwortet. Wegen ihrer gesamtschweizerischen
Bedeutung als Verbände des Kunsthandels werden sie zu den Organisationen des Kunsthan-
dels gezählt.

7 Wegen ihrer gesamtschweizerischen Bedeutung als kulturelle Organisationen werden sie zu
diesen gezählt.
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Eine Beschränkung auf diejenigen Themen, die von einer Mindestzahl von Vernehm-
lassenden behandelt wurden war notwendig, um eine Auswertung in einem
vernünftigen Umfang zu erhalten. Die zahlreichen und oft sehr eingehend
begründeten Anregungen und Einzelkritiken werden jedoch, auch wenn sie in dieser
Auswertung nicht Eingang gefunden haben, bei der weiteren Bearbeitung der
Materie berücksichtigt werden.

Oft war es auch notwendig, die Aussagen auf jene Schwerpunkte zu reduzieren, die
in mehreren Vernehmlassungen vorkamen, um die in der Begründung oft
voneinander abweichenden Kritiken zu einer generellen Tendenz zusammenfassen
zu können. Dabei kam es möglicherweise zu Vereinfachungen, welche einzelnen
Vernehmlassenden als Verfremdung ihrer Argumentation erscheinen mögen, für
diese Art von Zusammenstellung aber unumgänglich waren.

3. Stellungnahmen

Bei den Stellungnahmen hat sich gezeigt, dass vor allem die Fragen 2 (Bundeskom-
petenz) und 4 (Ratifikation UNESCO-Konvention 1970) von den meisten
Vernehmlassenden beantwortet wurden. Die übrigen Fragen konnten nicht von allen
Vernehmlassenden mit gleicher Kompetenz beantwortet werden. Dabei stellte sich
als problematisch heraus, dass einerseits die Fragen zu offen und an die falschen
Adressaten gestellt wurden (z. B. Frage 1 nach den praktischen Erfahrungen),
andererseits die Fragen technisches Fachwissen staats- und verfassungsrechtlicher
Art verlangten, das nicht überall vorausgesetzt werden konnte (z. B. Frage 3 nach der
Ergänzung von Art. 24sexies BV und Frage 5 nach dem Vorgehen).

3.1. Allgemeine Stellungnahmen

Die meisten Stellungnahmen enthalten allgemeine Ausführungen zum Thema. Einig
sind sich die meisten Vernehmlassenden grundsätzlich in zwei Punkten: Es seien
einerseits vor allem die Missbräuche im internationalen Kulturgütertransfer zu be-
kämpfen und verhindern. Andererseits lebe Kultur vom Austausch und sei ein
wichtiger Faktor gegenseitigen Verstehens, weshalb der internationale Austausch
von Kulturgütern wünschenswert oder gar notwendig ist.

Die übrigen Anliegen, die von einer Mindestzahl von Vernehmlassenden in den Vor-
bemerkungen vorgebracht wurden, werden thematisch zusammengefasst und unter
3.3. wiedergegeben, um eine einheitliche Bewertung zu ermöglichen.

3.2. Beantwortung der Fragen

3.2.1. Praktische Erfahrungen und Beurteilung der Verhältnisse

1. Frage: Was sind Ihre praktischen Erfahrungen und wie beurteilen Sie die Verhältnisse
auf dem Gebiete des internationalen Kulturgütertransfers und die diesbezügliche
Rolle der Schweiz?

Die Frage nach den konkreten praktische Erfahrungen zum internationalen Kul-
turgütertransfer wurde kaum beantwortet. Bezüglich der Frage nach der Beurtei
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lung der Verhältnisse und der Rolle der Schweiz lassen sich grob zwei Kategorien
unterscheiden.

• 50 Vernehmlassende bestätigen einen Handlungsbedarf oder die Angaben im Ver-
nehmlassungsbericht:

1. Kantone
ZH, BE, LU, UR, SZ, OW, NW, GL, ZG, FR, SO, BS, BL, SH, AR, AI, GR,
AG, TG, NE, JU.

2. Politische Parteien
FDP, CVP, SPS. 

3. Wirtschaftsorganisationen
SGB.

5. Interkommunale und interkantonale Organisationen
EDK und SSV.

6. Kulturelle Organisationen
ARS, AGUS, ENHK, NIKE, OEV, PH, SAGW, SAKA, SAM, SEG, SGUF,
SNG, SLSA, BGV, SKV, NSUK, SKR. 

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit
AG3, EVB, INCIN und SKM.

8. Kirchliche Organisationen
SBK.

9. Frauenorganisationen
BSF.

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
Kunsthaus Zürich.

• 11 Vernehmlassende – in der Mehrzahl aus Kreisen des Kunsthandels – stellen
keinen Handlungsbedarf fest, bemängeln weiter das Fehlen einer Quantifizierung
der Vorwürfe und verweisen auf die guten Erfahrungen im internationalen
Kulturgütertransfer. Sie betonen, die bestehenden Regelungen würden bei Dieb-
stahl und Raub ausreichen; die Anwendung verbandsinterner Verhaltenskodizes
würden eine Selbstregulierung ermöglichen. Ausserdem sei die Missachtung
ausländischer Ausfuhrverbote in der Schweiz nicht zu ahnden.

3. Wirtschaftsorganisationen
SGV und SHIV. 

4. Organisationen des Kunsthandels
KHV, SVA, VSAK, VSM, VBK, VSAR und AUKTV. 

6. Kulturelle Organisationen
H&R und SVK. 

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
F. Bloch, D. Cahn und A. Gaiser.
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3.2.2. Schaffung einer Bundeskompetenz

2. Frage: Wie beurteilen Sie grundsätzlich die Schaffung einer Bundeskompetenz zur
Gesetzgebung im Bereich der Ein- und Ausfuhr sowie der Rückgabe von
Kulturgütern?

Die Zeichen links am Rand bedeuten: (+) Zustimmung; (–) Ablehnung; (•) neuer
Ansatz.

1. Kantone
+ 22 Kantone – nämlich ZH, BE, LU, UR, SZ, OW, NW, GL, ZG, FR, SO, BS, BL,

SH, AR, AI, SG, GR, AG, TG, NE und JU – stehen der Schaffung einer Bundes-
kompetenz positiv gegenüber. 

Davon sehen ZH, BE, LU, TG eine solche als dringend an. OW, NW, AI, AG
sehen die Zielrichtung als zu eng: eine Gesetzgebung müsste griffiger sein. UR
betont die Missbrauchsbekämpfung. SZ erachtet eine bundesrechtliche Rege-
lung für sinnvoll, stellt aber wegen der Vollzugsprobleme die Frage nach der
Priorität für eine neue Verfassungsbestimmung.

– VD und GE stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz negativ gegenüber.

2. Politische Parteien
+ Die FDP, CVP, SPS und LdU stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz

positiv gegenüber. 

Die FDP sieht die wichtigsten Elemente in der Missbrauchsbekämpfung und
der Schaffung eines Rückgabeanspruchs. Die CVP erachtet die kantonalen
Regelungen als nicht ausreichend. Die SPS sieht eine solche als wichtig für die
Integration in die EU an und erachtet, die Kantone seien zu beteiligen.

– Die SVP und die LPS stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz negativ
gegenüber.

Die SVP verlangt, die Kompetenz sei bei den Kantonen zu belassen. Die LPS
anerkennt die Notwendigkeit internationaler Regelungen und die Beschrän-
kung auf die Missbrauchsbekämpfung.

3. Wirtschaftsorganisationen
+ Der SGB steht der Schaffung einer Bundeskompetenz positiv gegenüber, wobei

die Kantone am Vollzug zu beteiligen seien.

– Die SGV und der SHIV stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz negativ
gegenüber.

• Der SHIV erachtet die Schaffung einer neuen Bundeskompetenz als nicht
notwendig, weil sich eine gesetzliche Regelung im Bereich des Kulturgüterhan-
dels auf Art. 28 BV (Kompetenz für das Zollwesen) stützten könne; eine privat-
rechtliche Rückgaberegelung betreffend gestohlener oder illegal ausgeführter
Kulturgüter könne auf Art. 64 BV (Privatrechtskompetenz) abgestützt werden.

4. Organisationen des Kunsthandels
– KHV, SVA, VSAK, VSM, VBK, VSAR und AUKTV stehen der Schaffung einer

Bundeskompetenz negativ gegenüber.
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5. Interkommunale und interkantonale Organisationen
+ EDK, SSV und CHGV stehen der Bundeskompetenz positiv gegenüber, wobei

EDK und SSV die Zielrichtung als zu eng betrachten.

6. Kulturelle Organisationen
+ 25 kulturelle Organisationen – nämlich ARS, AGUS, CDA, GSK, ICOM, NIKE,

OEV, PH, SAGW, SAKA, SAM, SEG, SGUF, SNG, SLSA, BGV, SKV, NSUK,
SKR, SWB, BBS, VMS, VSA, VSD, VSK – stehen der Schaffung einer Bundes-
kompetenz positiv gegenüber. 

Die SAM und SNG weisen darauf hin, dass bei Fehlen einer einheitlichen
Lösung auf Bundesebene, die Gefahr bestünde, es könnten kantonale Kunst-
oasen entstehen, was eine Umgehung innerhalb der Schweiz ermöglichen
würde.

– Die SVK und H&R stehen der Bundeskompetenz negativ gegenüber.

• Die ENHK, RBD und SBN erachten die Schaffung einer neuen Bundeskompe-
tenz als nicht notwendig, weil der Bund die UNESCO-Konvention 1970 auf-
grund von Art. 8 BV umsetzen könne. Sie stehen einem Tätigwerden des
Bundes in der Materie grundsätzlich nicht entgegen: Da dies aber nur implizit
aus ihren Antworten hervorgeht, werden sie nicht zu den positiven Stellung-
nahmen gezählt.

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit
+ AG3, EVB, INCIN und SKM stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz po-

sitiv gegenüber, wobei EVB und INCIN eine solche als dringend betrachten.

8. Kirchliche Organisationen
+ Die SBK steht der Schaffung einer Bundeskompetenz positiv gegenüber und

betrachtet sie als dringend.

9. Frauenorganisationen
+ ADF und BSF stehen der Bundeskompetenz positiv gegenüber.

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
+ Das Kunsthaus Zürich und die ETH-Bibliothek stehen der Schaffung einer Bun-

deskompetenz grundsätzlich positiv gegenüber. 

Das Kunsthaus Zürich wünscht eine Beschränkung auf die Missbrauchsbe-
kämpfung. Die ETH-Bibliothek verlangt eine besondere Berücksichtigung von
Büchern bei der Definition des Kulturguts.

– 12 Kunsthandelnde, von denen einige eine Einengung ihres eigenen Spielraums
befürchten und ausdrücklich auf die Stellungnahmen des SGV und des VSAK
verweisen – sowie 3 Einzelstellungnahmen –, stehen der Schaffung einer Bun-
deskompetenz negativ gegenüber.
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3.2.3. Ergänzung von Art. 24sexies BV

3. Frage: Wie beurteilen Sie die vorgeschlagene Ergänzung von Art. 24 sexies BV mit einem
neuen Absatz 3 bis und zu was für Bemerkungen gibt sie Ihnen Anlass?

Die Zeichen links am Rand bedeuten: (+) Zustimmung; (–) Ablehnung; (•) eigene
Vorschläge.

1. Kantone
+ ZH, UR, ZG, FR, BS, SH, AR und GR stehen der vorgeschlagenen Ergänzung

positiv gegenüber. 

– VD erachtet eine solche Ergänzung als unnötig.

• SG möchte einen zusätzlichen Absatz anfügen.8

• BE, LU, OW, NW, GL, SO, BL, AI, AG, TG und NE sehen die Formulierung als
zu eng oder unbestimmt an und bringen eigene Formulierungsvorschläge.9

• NE, GE und JU kritisieren den Standort im Natur- und Heimatschutzartikel.
NE und JU erachten einen eigenen Verfassungsartikel für notwendig.

2. Politische Parteien
+ Die LdU steht der vorgeschlagenen Ergänzung positiv gegenüber. 

• CVP, SPS und die LPS kritisieren den Standort im Natur- und Heimatschutzar-
tikel und erachten einen eigenen Verfassungsartikel für notwendig. Die SPS
bringt einen eigenen Formulierungsvorschlag.10

• Die FDP bringt einen eigenen Formulierungsvorschlag.11

3. Wirtschaftsorganisationen
– Der SGV und der SHIV sind gegen einen solchen Zusatz. Für den SGV bedeute

dies eine Verletzung des föderalistischen Prinzips. Der SHIV erachtet nur eine
effektive Missbrauchsbekämpfung für notwendig.

• Der SGB sieht die Formulierung als zu rudimentär an: Es sei eine Eingriffs-
norm, nicht nur eine Kompetenznorm notwendig.

8 "Er [der Bund] berücksichtigt dabei die Interessen des Kulturaustausches sowie der freien
Sammlertätigkeit."

9 – BE, OW, NW, BL, AI, AG, TG und NE:
"Der Bund wird ermächtigt, Vorschriften zu erlassen über:
a) die Einfuhr ausländischer Kulturgüter und die Rückschaffung unrechtmässig erworbener
Kulturgüter an den Ursprungsstaat;
b) die Ausfuhr von Kulturgütern von nationaler Bedeutung;
c) ein gesetzliches Vorkaufsrecht des Bundes und der Kantone für den Erwerb von Kultur-
gütern von nationaler Bedeutung."

– GL, SO:    nur a) und b).
– LU: zusätzlich zu c):    "... und Bodenfunde von erheblichem wissenschaftlichem Wert."

10 Vgl. Fn. 9: gleicher Vorschlag wie BE, OW, NW, BL, AI, AG, TG und NE.
11 "Die Gesetzgebung über den missbräuchlichen Kulturgütertransfer und die damit verbundene

Rückgabe von Kulturgütern ist Sache des Bundes."
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4. Organisationen des Kunsthandels
– Der VSAK ist gegen einen solchen Zusatz.

5. Interkommunale und interkantonale Organisationen
+ Der CHGV steht der vorgeschlagenen Ergänzung positiv gegenüber. 

• Die EDK und der SSV bringen einen eigenen Formulierungsvorschlag.12

6. Kulturelle Organisationen
+ ARS, AGUS, NIKE, OEV, PH, SAGW, SAM, SEG, SGUF, SNG, SLSA, BGV,

SKV, NSUK, SWB und VSA stehen der vorgeschlagenen Ergänzung positiv ge-
genüber. 

• CDA, ENHK, RBD und SBN kritisieren den Standort im Natur- und Heimat-
schutzartikel. CDA bringt einen eigenen Formulierungsvorschlag.13

• Der SVK sieht den Wortlaut als zu weit an: Er bringt einen eigenen Formulie-
rungsvorschlag.14

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit
+ AG3, EVB und INCIN stehen der vorgeschlagenen Ergänzung positiv gegen-

über.

8. Kirchliche Organisationen
• Für die SBK ist die Formulierung als Minimallösung annehmbar: Sie bringt

einen eigenen Formulierungsvorschlag.15

9. Frauenorganisationen
• Der BSF steht dem Wortlaut der vorgeschlagenen Ergänzung positiv gegen-

über, kritisiert den Standort im Natur- und Heimatschutzartikel.

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
– F. Bloch und A. Gaiser sind gegen einen solchen Zusatz.

• Das Kunsthaus Zürich bringt einen eigenen Formulierungsvorschlag.16

12 Vgl. Fn. 9: gleicher Vorschlag wie BE, OW, NW, BL, AI, AG, TG und NE.
13 "La Confédération a le droit de légiférer pour empêcher les abus du trafic illicite des biens

culturels."
14 "Der Bund kann Gesetze über die Rückgabe von missbräuchlich in die Schweiz gelangten Kul-

turgütern von nationaler Bedeutung gegen volle Entschädigung und bei Gewährleistung einer
sachgerechten Erhaltung des Rückgabeobjektes im antragstellenden Staat erlassen. Die Freiheit
des grenzüberschreitenden Verkehrs mit Kulturgütern bleibt grundsätzlich gewährleistet."

15 "Der Bund erlässt Gesetze über die Ein- und Ausfuhr sowie die Rückgabe von Kulturgütern.
Er schafft damit die Voraussetzungen zum angemessenen Schutz des  kulturellen Erbes im In-
und Ausland, und er sorgt für die bestmögliche Kooperation der Schweiz mit anderen Staaten
und mit internationalen Organisationen."

16 Vgl. Fn. 11: gleicher Vorschlag wie die FDP.
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3.2.4. Ratifikation der UNESCO-Konvention 1970

4. Frage: Wie stellen Sie sich zur Ratifikation der UNESCO-Konvention 1970?

1. Kantone
+ 21 Kantone – nämlich ZH, BE, LU, UR, SZ, OW, NW, GL, ZG, FR, SO, BS, BL,

SH, AR, AI, GR, AG, TG, NE, JU – stehen einer Ratifikation positiv gegenüber. 

ZH würde bis nach Erlass eines Bundesgesetzes warten. BE macht eine finan-
zielle Unterstützung des Bundes an die Kantone für die Inventarisierung zur
Voraussetzung. UR und GL weisen auf Vollzugsprobleme hin. FR und NE
hoffen, die Verfassungsgrundlage für die Einführungsgesetzgebung werde
rasch geschaffen. BS weist auf die Einschränkungen für den Handel hin und
kritisiert die weite Fassung des Begriffs Kulturgut. BL weist auf die benötigte
Verfassungsgrundlage für die Umsetzung hin. GL und GR erachten die Ra-
tifikation aus Gründen der internationalen Solidarität und wegen des negativen
Ansehens der Schweiz als wichtig.

– SG, VD und GE stehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

SG würde sie als Empfehlung verwenden. VD würde sie teilweise ratifizieren,
vor allem gegen illegale Ausgrabungen. GE würde Vorbehalte vor allem
bezüglich der Definition der Kulturgüter anbringen, falls sich eine Ratifikation
aus politischen Gründen als notwendig erwiese.

2. Politische Parteien
+ Die SPS, LPS und LdU stehen einer Ratifikation positiv gegenüber. 

Die SPS erachtet sie trotz einiger Schwachpunkte, die LPS als positives poli-
tisches Zeichen für wichtig.

– Die FDP, CVP und SVP stehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

Die FDP lehnt sie wegen des Begriffes Kulturgut und des Kontrollapparats für
die komplexen Aufgaben, die SVP wegen ihrer mangelnden Durchsetzbarkeit
und zu starken Reglementierung ab. Die CVP ist nicht in allen Teilen mit der
Konvention einverstanden und steht einer Ratifikation skeptisch gegenüber.

3. Wirtschaftsorganisationen
+ Der SGB steht einer Ratifikation – als positives Signal gegenüber dem Ausland

– positiv gegenüber.

– Die SGV und der SHIV stehen einer Ratifikation negativ gegenüber. 

Gemäss SHIV wären im Fall einer Ratifikation Vorbehalte bezüglich der Defini-
tion des Kulturguts sowie des Anwendungsbereichs notwendig.

4. Organisationen des Kunsthandels
– KHV, SVA, VSAK, VSM, VBK, VSAR und AUKTV stehen einer Ratifikation

negativ gegenüber: Die Definition der Kulturgüter gehe zu weit, die Konven-
tion sei überholt und die Umsetzung wegen des grossen bürokratischen und
finanziellen Aufwands problematisch.
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5. Interkommunale und interkantonale Organisationen
+ EDK, SSV und CHGV stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

6. Kulturelle Organisationen
+ 25 kulturelle Organisationen – nämlich ARS, AGUS, ENHK, GSK, ICOM,

NIKE, OEV, PH, SAGW, RBD, SAM, SEG, SGUF, SNG, SLSA, BGV, SKV,
NSUK, SKR, SWB, BBS, VMS, VSA, VSD, VSK – stehen einer Ratifikation
positiv gegenüber.
ARS geht die Konvention zu wenig weit. NIKE, PH, SEG, SLSA und NSUK
stufen die Ratifikation als dringend ein. Die SNG erachtet eine numismatikspe-
zifische Definition in Bezug auf Münzen für wichtig.

– H&R, CDA und SVK stehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

Das CDA erachtet die Ratifikation vor einer Verfassungsänderung als verfrüht
und würde die Unidroit-Konvention abwarten. Die SVK befürchtet einen er-
heblichen Verwaltungsaufwand.

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit
+ AG3, EVB, INCIN und SKM stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

Für die AG3 ist die Solidarität ein wichtiger Grundpfeiler unserer Aussenpoli-
tik. Für die EVB ist die Konvention das einzige internationale Abkommen für
den Kampf gegen den illegalen Kulturgüterhandel.

8. Kirchliche Organisationen
+ Die SBK steht einer Ratifikation positiv gegenüber.

9. Frauenorganisationen
+ ADF und BSF stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
– Das Kunsthaus Zürich, 12 Kunsthändler und 3 Einzelstellungnahmen stehen

einer Ratifikation negativ gegenüber: Die Konvention sei überholt, zu weitrei-
chend, mit grossen staatlichen finanziellen Aufwendungen verbunden und
brächte Nachteile für den Handel, das Sammeln und die Museen.
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3.2.5. Vorgehen und Einführungsgesetzgebung

5. Frage: Zu welchen Bemerkungen gibt Ihnen das vorgeschlagene Vorgehen Anlass, ein
Einführungsgesetz zur UNESCO-Konvention 1970 erst später nach der
Schaffung einer Verfassungskompetenz sowie nach dem Abschluss der Unidroit-
Arbeiten (zivilrechtlicher Rückgabe-Anspruch) und nach Vorliegen der
Erfahrungen mit den EG-Regelungen zu erarbeiten und zu erlassen?

Die Zeichen links am Rand bedeuten: (+) keine Bemerkungen/Zustimmung; (–)
abwarten/Ablehnung; (•) Schaffung eigenständiges Bundesgesetz, nicht nur
Einführungsgesetz zur UNESCO-Konvention 1970; (#) rascheres Vorgehen.

1. Kantone
+ FR, SO, BS, SH, AR, VD und JU sind mit dem Vorgehen einverstanden.

– UR und GE möchten abwarten.

UR verlangt, die UNESCO-Konvention 1970 erst nach der Schaffung der Bun-
deskompetenz zu ratifizieren. GE verlangt, das Einführungsgesetz erst nach der
Abstimmung über die Schaffung der Bundeskompetenz auszuarbeiten.

• LU, OW, NW, GL, SO, BL, AI, GR und AG sprechen sich für die Schaffung
eines eigenständigen Bundesgesetzes, nicht nur eines Einführungsgesetzes zur
UNESCO-Konvention aus.

# ZH, BE, ZG, GR und NE sprechen sich für ein rascheres Vorgehen aus. 

NE schlägt ein gleichzeitiges Vorgehen auf drei Ebenen vor: Verfassungsartikel,
Ratifikation UNESCO-Konvention 1970 und Ausarbeitung eines Gesetzesent-
wurfs.

2. Politische Parteien
+ Die CVP und die SPS sind mit dem Vorgehen einverstanden.

Die SPS plädiert bei Verzögerungen für eine Übergangslösung.

# Die LPS ist für ein rascheres Vorgehen.

3. Wirtschaftsorganisationen
+ Der SGB ist mit dem Vorgehen einverstanden.

– Der SGV und der SHIV möchten abwarten.

5. Interkommunale und interkantonale Organisationen
+ Der CHGV ist mit dem Vorgehen einverstanden.

• Die EDK und der SSV sprechen sich für die Schaffung eines eigenständigen
Bundesgesetzes, nicht nur eines Einführungsgesetzes zur UNESCO-Konvention
aus.
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6. Kulturelle Organisationen
+ ARS, CDA, NIKE, OEV, PH, SKV und SWB sind mit dem Vorgehen einver-

standen.

ARS plädiert bei Verzögerungen für eine Übergangslösung.

# AGUS, ICOM, OEV, SAM, SEG, SGUF, SNG, SLSA, BGV, NSUK und SKR sind
für ein rascheres Vorgehen.

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit
# AG3, EVB und INCIN sind für ein rascheres Vorgehen.

8. Kirchliche Organisationen
• Die SBK spricht sich für die rasche Schaffung eines eigenständigen Bundesge-

setzes, nicht nur eines Einführungsgesetzes zur UNESCO-Konvention.

9. Frauenorganisationen
+ Der BSF ist mit dem Vorgehen einverstanden.

10. Verschiedene von sich aus Antwortende
– Bloch ist mit dem Vorgehen nicht einverstanden. Mythes et Masques und

Gaiser sind für das Abwarten von Unidroit und der EU-Regelungen.

3.2.6. Weitere Bemerkungen

6. Frage: Haben Sie weitere Bemerkungen zu dieser Vorlage insgesamt oder zu einzelnen
Punkten?

Die zu dieser Frage gemachten Ausführungen werden nach Themenbereich zusam-
mengefasst und unter 3.3. zusammengestellt.

3.3. Besondere Anliegen

Bei den im folgenden zusammengefassten Themen handelt es sich um weitere
Anliegen, die von einer Mindestzahl von Vernehmlassenden in den Antworten zu
den verschiedenen Fragen oder in einer Vorbemerkung vorgebracht wurden.17

1. Schutz von Kulturgut von nationaler Bedeutung und Vorkaufsrecht für
öffentliche Museen

+ ZH, BE, LU, OW, NW, GL, ZG, FR, SO, BS, BL, AR, GR, AG, TG, NE, JU / CVP,
SPS, LdU / SGB / EDK, SSV / ICOM, SAGW, SNG, BGV, NSUK, VMS und
SBK verlangen, es seien nicht nur Missbräuche im Kulturgütertransfer zu
bekämpfen, sondern es müsse auch die Integrität von Kulturgütern von
nationaler Bedeutung bewahrt werden. Sonst würde auch die Schweiz Gefahr
laufen, Kulturgüter, deren kultureller Wert in enger historischer oder

17 Die verschiedenen Gruppen werden nicht wie bei den anderen Fragen explizit aufgeführt,
sondern die Stellungnehmenden werden in der Reihenfolge der Gruppen aufgeführt.
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geographischer Beziehung zu einem Ort oder einer Region besteht, zu ver-
lieren. Eine künftige gesetzliche Regelung sollte demnach für solche Kultur-
güter sowohl eine Ausfuhrbewilligung als auch ein Vorkaufsrecht für öf-
fentliche Museen vorsehen. Ein solches Vorkaufsrecht liesse sich rechtfertigen,
weil diese Museen einen staatlichen Auftrag erfüllen und – vor allem bezüglich
ihrer Ankaufspolitik – der staatlichen Kontrolle unterliegen.

Obwohl nach BL und GR die Abwanderung heute kein vordringliches Problem
darstellt, wäre es dennoch verfehlt, abzuwarten, bis die Abwanderung dramati-
sche Ausmasse angenommen hat, vor allem weil die rechtlichen Instrumente
keine rückwirkende Geltung haben sollten.

NIKE verweist auf das englische System: während einer Frist von sechs Mona-
ten hat die öffentlichen Hand ein Vorkaufsrecht; falls sie den Kaufpreis nicht er-
bringt, darf ins Ausland verkauft werden.

– LPS, SHIV und SVK sind gegen kulturellen Protektionismus, weil Kultur keine
territorialen Grenzen kenne.

2. Bestehendes Verfassungsrecht ausreichend für Gesetzgebung im Bereich des
Kulturgütertransfers sowie zur Umsetzung der UNESCO-Konvention 1970
Für den SHIV besteht kein Bedarf für die Schaffung einer neuen Bundeskompe-
tenz, weil sich eine gesetzliche Regelung im Bereich des Kulturgütertransfers auf
Art. 28 BV (Kompetenz für das Zollwesen) stützen könne. Eine privatrechtliche
Rückgaberegelung betreffend gestohlener oder illegal ausgeführter Kulturgüter
könne auf Art. 64 BV (Privatrechtskompetenz) abgestützt werden.
ENHK, RBD und SBN sind der Ansicht, für die Umsetzung der UNESCO-Konven-
tion 1970 reiche Art. 8 BV aus. Dabei verweisen sie auf das Übereinkommen über
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflan-
zen (Washingtoner Übereinkommen, SR 0.453), sowie auf das Übereinkommen
über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer
natürlichen Lebensräume (Berner Konvention, SR 0.455).

3. Dringender Handlungsbedarf bei archäologischen Gütern
BE, ZG, VD / ARS, AGUS, SAM, SGUF, SLSA, BGV, NSUK und VSK erachten, es
bestehe dringender Handlungsbedarf im Bereich der Archäologie, wo unersetzli-
che Schäden wegen archäologischer Raubgrabungen und illegalen Handels mit
solchen Gütern entstünden. Durch die Zerstörung des archäologischen Kontextes
ginge der wissenschaftliche Wert verloren. NSUK weist auch auf die Problematik
bei der Bekämpfung solcher Art von Kriminalität hin, weil Kulturgüter aus Raub-
grabungen – im Gegensatz zu gestohlenen Gütern – nicht in die einschlägigen Re-
gister aufgenommen werden können.

4. Zollfreilager
Bei den Zollfreilagern wird von BS / SPS / VSAK, SEG, SNG und SKR verlangt,
es seien offensichtliche Missbräuche umgehend zu bekämpfen und Mißstände zu
beheben. SKR schlägt vor, es sei eine déclaration de diligence – analog den Banken
– einzuführen.

5. Kontrolle des Kunsthandels
+ BE, FR / ARS / EVB und SBK verlangen, eine zukünftige Gesetzgebung müsse

eine Kontrolle des Kunsthandels enthalten. Eine solche Kontrolle sei
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im Interesse des Kunsthandels und des Sammelns, damit diese nicht als Ganzes
in Misskredit gebracht würden.

– SHIV / KHV, SVA, VSAK und VSM sind gegen jede Reglementierung des
Kunsthandels: Missbräuche würden von selbst korrigiert.

6. Herkunftsdeklaration
ZG / PH / AG3 und EVB verlangen, der Handel solle verpflichtet werden, die
Herkunft bzw. Verkäuferschaft von Kulturgütern anzugeben.

7. Bedeutung des Sammelns
BS / SHIV / VSAK und SVK weisen darauf hin, privater Kulturbesitz sei eine
wichtige Quelle für öffentliche Kunstsammlungen (Leihgaben, Schenkungen, Le-
gate etc.); eine Reglementierung brächte eine Verarmung des kulturellen Lebens
mit sich.

8. Übernahme EU-Regelungen
SBK / ADF und BSF verlangen, es sollen die EU-Vorschriften übernommen bzw.
die schweizerischen Gesetze daran angepasst werden, damit die Schweiz im Ver-
hältnis zur EU nicht mehr als Drittland dastehe.

9. Metalldetektoren
BGV und VSK möchten den privaten Gebrauch von Metalldetektoren in die neue
gesetzliche Regelung integriert wissen.

10. Besondere Berücksichtigung zeitgenössischen Kulturschaffens
BS und SSV wünschen eine besondere Berücksichtigung zeitgenössischen Kultur-
schaffens. Vor allem sollen keine lähmenden Vorschriften oder Zollbestimmungen
den Austausch erschweren.
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4. Zusammenfassung

4.1. Gewichtung der Stellungnahmen

Bei der Darstellung der Antworten wurden alle Stellungnahmen berücksichtigt,
damit die verschiedenen Beiträge und Kritiken Eingang in diese Zusammenfassung
finden.

Beim Zählen der Stimmen werden nur die Vernehmlassenden der Gruppen 1 bis 9
berücksichtigt, was eine Zahl von 80 macht.18

Die von sich aus Antwortenden der Gruppe 10 werden nicht mitgezählt, handelt es
sich dabei einerseits um Mitglieder schon berücksichtigter Verbände und Organisa-
tionen, andererseits um Einzelstellungnahmen – überwiegend aus Kreisen des
Kunsthandels–, denen nicht das gleiche Gewicht wie Kantonen, Parteien und Organi-
sationen zukommen kann. Diese ergänzen aber – als Stimmungsbild weiterer betrof-
fener Kreise – die Beiträge der übrigen Vernehmlassenden und runden sie ab.

Nicht alle Vernehmlassenden haben zu allen Fragen Stellung genommen. Die Be-
griffe Mehrheit oder Minderheit der Vernehmlassenden sind relativ zu verstehen, als
es sich dabei um Mehrheiten bzw. Minderheiten immer bezogen auf die Gesamtzahl
der zur betreffenden Frage vorhandenen ausdrücklichen Stellungnahmen handelt.
Das eruierte Zahlenmaterial ist also immer auch im Verhältnis zur Zahl der Ver-
nehmlassenden zu sehen.

4.2. Antworten

Frage 1 50 Vernehmlassende – bestehend aus fast allen Kantonen, der Mehrzahl
der politischen Parteien und der kulturellen Organisationen – teilt die
Auffassung des Bundesrates, dass angesichts der in der Schweiz noch
immer fehlenden Regelung des internationalen Kulturgütertransfers ein
Handlungsbedarf besteht oder bestätigt die Angaben im
Vernehmlassungsbericht. 11 Vernehmlassende – vornehmlich aus dem
Bereich des Kunsthandels – stellen keinen Handlungsbedarf fest und er-
achten die bestehenden Regelungen als ausreichend.

Frage 2 62 Vernehmlassende stehen der Schaffung einer Bundeskompetenz
positiv, 15 negativ gegenüber. 4 Vernehmlassende erachten die beste-
henden verfassungsmässigen Grundlagen als ausreichend für die Ab-
stützung einer gesetzlichen Regelung im Bereich des Kulturgüter-
transfers bzw. die Umsetzung der UNESCO-Konvention 1970.

Frage 3 29 Vernehmlassende stehen der vorgeschlagenen Ergänzung von Art.
24sexies BV positiv, 4 negativ gegenüber. 19 bringen eigene Formulie-
rungsvorschläge. 11 kritisieren die Ansiedlung im Natur- und Heimat-
schutzartikel.

18 Der BRS wird nicht mitgezählt, weil er zu den gestellten Fragen (v.a. den Hauptfragen 2 und
4) nicht spezifisch Stellung genommen hat.
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Frage 4 60 Vernehmlassende stehen der Ratifikation der UNESCO-Konvention
1970 positiv, 18 negativ gegenüber.

Frage 5 19 Vernehmlassende stimmen dem vorgeschlagenen Vorgehen grund-
sätzlich zu. 4 lehnen es ab. 12 sind für die Schaffung eines eigen-
ständiges Bundesgesetzes, nicht nur eines Einführungsgesetzes zur
UNESCO-Konvention 1970. 20 sind für ein rascheres Vorgehen.

Frage 6/
allgemein 30 Vernehmlassende sprechen sich für den Schutz von Kulturgütern

von nationaler Bedeutung sowie für ein Vorkaufsrecht für öffentliche
Museen aus; 3 sprechen sich dagegen aus.

11 Vernehmlassende erachten, es bestehe dringender Handlungsbedarf
im Bereich der Archäologie, vor allem wegen Raubgrabungen.

6 Vernehmlassende verlangen, bei den Zollfreilagern seien offen-
sichtliche Missbräuche umgehend zu beheben.

5 Vernehmlassende verlangen, eine zukünftige Gesetzgebung müsse
eine Kontrolle des Kunsthandels enthalten; 5 sind dagegen.

4 Vernehmlassende verlangen, der Handel soll verpflichtet werden, die
Herkunft der Kulturgüter anzugeben.

4 Vernehmlassende weisen darauf hin, privater Kulturbesitz sei eine
wichtige Quelle für öffentliche Kunstsammlungen.

3 Vernehmlassende verlangen, es sollen die EU-Vorschriften übernom-
men bzw. die schweizerischen Gesetze daran angepasst werden.

2 Vernehmlassende möchten den privaten Gebrauch von Metalldetekto-
ren in die neue gesetzliche Regelung integriert wissen.
2 Vernehmlassende wünschen eine besondere Berücksichtigung zeit-
genössischen Kulturschaffens: Der internationale Austausch soll nicht
erschwert werden.

Die konkret von einer neuen Regelung betroffenen Kunsthandelnden sehen keinen
Handlungsbedarf und sprechen sich deutlich gegen jegliche Regelung aus. Bei den
Sammelnden ist das Lager gespalten: Die Schweizerische Numismatische Ge-
sellschaft spricht sich für die Vorschläge des Bundesrates - die Schweizerische
Vereinigung der Kunstsammler dagegen.
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4.3. Tabellarische Zusammenstellung der Hauptfragen 2 und 4

Im folgenden findet sich eine tabellarische Zusammenstellung der Antworten zu den
beiden Hauptfragen, nämlich nach der Schaffung einer Bundeskompetenz (Frage 2)
und der Ratifikation der UNESCO-Konvention 1970 (Frage 4).

Vernehmlassende                                                     Anzahl Bundeskompetenz UNESCO 1970

      pro
contra

     pro
contra

Kantone 24 22 2 21 3
Parteien 6 4 2 3 3
Wirtschaftsorganisationen 3 1 2 1 2
Organisationen des Kunsthandels 7 7 7
Interkommunale und interkantonale
Organisationen 3 3 3
Kulturelle Organisationen 30 25 2 25 3
Organisationen der Entwicklungs-
zusammenarbeit 4 4 4
Kirchliche Organisationen 1 1 1
Frauenorganisationen 2 2 2

Total                                                                80                   62          15     60            18

Die beiden gestellten Hauptfragen 2 und 4 wurden mit 62 : 15 bzw. 60 : 18 positiv be-
antwortet. Dies bedeutet bezogen auf die 80 Vernehmlassenden der Gruppen 1 bis 9:

77 % sind für die Schaffung einer Bundeskompetenz

75 % sind für die Ratifikation der UNESCO-Konvention 1970
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5. Anhang: Teilnehmende am Vernehmlassungsverfahren

Die von sich aus Antwortenden Vernehmlassenden sind mit (*) gekennzeichnet.

1. Kantone

Alle, ausser Tessin und Wallis

2. Politische Parteien

Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz FDP
Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz CVP
Sozialdemokratische Partei der Schweiz SPS
Schweizerische Volkspartei SVP
Liberale Partei der Schweiz LPS
Landesring der Unabhängigen LDU

3. Wirtschaftsorganisationen

Schweizerischer Gewerbeverband SGV
Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB
Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein «Vorort» SHIV

4. Organisationen des Kunsthandels

Kunsthandelsverband der Schweiz KHV
Syndicat Vaudois des Antiquaires SVA
Verband Schweizerischer Antiquare und Kunsthändler VSAK
Verband Schweizerischer Münzenhändler VSM
Vereinigung der Buchantiquare und Kupferstichhändler in der Schweiz VBK
* Verband Schweizerischer Antiquare und Restauratoren VSAR
* Verband Schweizerischer Auktionatoren von Kunst und Kulturgut AUKTV

5. Interkommunale und interkantonale Organisationen

Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK
Schweizerischer Städteverband SSV
Schweizerischer Gemeindeverband CHGV

6. Kulturelle Organisationen

* Arbeitsgemeinschaft für die Provinzial-Römische Archäologie in der Schweiz ARS
* Arbeitsgemeinschaft für die Urgeschichtsforschung in der Schweiz AGUS
* Association Hellas et Roma H&R
* Berufsverband der Restauratoren und Restauratorinnen HGF in der Schweiz BRS
Centre du droit de l'art CDA
* Eidgenössische Natur- und Heimatschutzkommission ENHK
Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte GSK
ICOM Conseil International des Musées ICOM
Nationale Informationsstelle für Kulturgüter-Erhaltung NIKE
Oeuvre OEV
Stiftung Pro Helvetia PH
* Schweiz. Akademie für Geistes- und Sozialwissenschaften SAGW
* Schweiz. Arbeitsgemeinschaft für Natur und Heimat, Rheinaubund RBD
* Schweiz. Arbeitsgemeinschaft für klassische Archäologie SAKA
Schweiz. Arbeitsgemeinschaft für Archäologie des Mittelalters SAM
* Schweiz. Ethnologische Gesellschaft SEG
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Schweiz. Gesellschaft für Ur- und Frühgeschichte SGUF
Schweiz. Numismatische Gesellschaft SNG
Schweiz. Vereinigung der Kunstsammler SVK
* Schweiz.-Liechtensteinische Stiftung für archäologische Forschungen im Ausland SLSA
Schweiz. Bund für Naturschutz SBN
Schweiz. Burgenverein BGV
Schweiz. Kunstverein SKV
* Schweiz. UNESCO-Kommission NSUK
Schweiz. Verband für Konservierung und Restaurierung SKR
Schweiz. Werkbund SWB
* Verband der Bibliotheken und der Bibliothekarinnen/Bibliothekare der Schweiz BBS
Verband der Museen der Schweiz VMS
Vereinigung Schweizerischer Archivare VSA
Vereinigung der Schweizer Denkmalpfleger VSD
* Verband Schweizerischer Kantonsarchäologen VSK

7. Organisationen für Entwicklungszusammenarbeit

Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Alle/Helvetas/Caritas AG3
Erklärung von Bern EVB
Incomindios Schweiz INCIN
Schweizerischer Katholischer Missionsrat SKM

8. Kirchliche Organisationen

Schweizer Bischofskonferenz SBK

9. Frauenorganisationen

Association suisse pour les droits de la femme ADF
Bund Schweizer Frauenorganisationen BSF

10. Verschiedene spontan Antwortende

* Kunsthaus Zürich Mitglied SKV und VMS

* ETH-Bibliothek, Zürich Mitglied BBS

* Alois Rosat, Les Moulins Mitglied VSAK
* Bruno Scardeoni, Antiquario, Lugano Mitglied VSAK
* Caviglia, Lugano Mitglied VSAK
* Donati Arte Classica, Lugano Mitglied VSAK
* Francoise Bloch, Librairie, St. Prex Mitglied VBK
* Galerie Heidi Vollmoeller, Zürich Mitglied VSAK
* Galerie Khnoum, Genf Mitglied VSAK
* Galleria dell'Angelo, Giorgio Bonetti, Lugano Mitglied VSAK
* Galleria dell'Angelo, Stella Bonetti, Lugano Mitglied VSAK
* Hans Bieder SA, Antiquités, Basel Mitglied VSAK
* La Vieille Fontaine, Antiquités SA, Lausanne Mitglied VSAK
* Mythes et Masques, Genf Mitglied VSAK

* David Cahn, Basel
* Antje Gaiser, Basel
* André Wiese, Basel
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